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FH Fachhochschule

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
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CSSS-CE (Eltorpmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

FMH Fédération des médecins suisses

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

USAM Union suisse des arts et métiers
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ES écoles supérieures
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Ausgehend von einem Bericht Uber das Malaise im Pflegebereich, das sich unter
anderem in einem ausgetrockneten Arbeitsmarkt ausdrickt, verlangte die CVP
einerseits eine bessere soziale und finanzielle Anerkennung der Pflegeberufe,
andererseits eine Neuregelung der Finanzierung der Pflegeheime. Im Hintergrund
stand eine im Juli erlassene Verordnungsdnderung, wonach die Pflegeheime die
effektiven Pflegekosten transparenter ausweisen mussen. Bis anhin wurden zum Teil
auch eigentliche Pflegeleistungen dem Bereich Hotellerie zugeordnet und den
Pflegebedurftigen direkt verrechnet. Mit der konsequenten Ausscheidung der
tatsachlichen Pflegekosten rechnen die Versicherer, auf mehrere Jahre verteilt, mit
Mehrkosten von rund 1,2 Mia Franken, was zu einem Prémienschub von gegen 10%
fihren koénnte. Stédnderat und CVP-Préasident Stéhelin (TG) verlangte deshalb den
umgehenden Ubergang von der dualistischen zur monistischen Spital- und
Heimfinanzierung, wonach die Versicherer samtliche tarifvertraglichen Leistungen fur
die Krankenpflege berappen mussten. Die freiwerdenden Mittel, mit denen die Kantone
heute Spital- und Heimleistungen subventionieren, sollten in gleicher Hohe an die
Krankenkassen Uberwiesen werden mit dem gezielten Auftrag, die Kinderpramien
massiv zu verbilligen resp. ganz aufzuheben und die Langzeitpflege im Alter zu
finanzieren. Falls die Mittel nicht genligend sollten, sah Stahelin nur noch einen Ausweg:
die EinfUhrung einer Zusatzpramie ab dem 50. Altersjahr. Diese sollte fur alle
Schichten tragbar sein und durfte 10 Fr. pro Monat nicht Ubersteigen. Diese Idee nahm
Santésuisse auf. Sie regte an, Leute ab 50 sollten verpflichtet werden, zusatzlich zur
obligatorischen Krankenversicherung eine Pflegeversicherung abzuschliessen, um die
klinftige Lastenverteilung zwischen den Generationen wieder etwas zu entspannen. Der
Anteil der Ausgaben fir eigentliche Pflegeleistungen (Spitex und Pflegeheime) sei vor
allem fiur die Altersgruppe 75+ bedeutsam. (Eine Studie der ETH zeigte, dass die
Uberalterung der Bevélkerung die Pramien bis ins Jahr 2035 um jahrlich 0,5% verteuern
wird .) Mit einer monatlichen Durchschnittspréamie von knapp 50 Franken ab Alter 50
konnten die Seniorinnen und Senioren die anfallenden Kosten weitgehend selber
finanzieren. Anlésslich der jahrlichen Pressekonferenz zur Pramienentwicklung zeigte
sich Bundesratin Dreifuss sehr besorgt ob dem Vorschlag von Santésuisse, der ihrer
Ansicht nach darauf abzielt, die mihsam aufgebaute Solidaritat zu untergraben und das
Land zwischen Jungen und Alteren aufzuspalten.

Arzte und Pflegepersonal

Mit einer Fraktionsmotion hatte die CVP/EVP/glp-Fraktion im Herbst 2011 angesichts
des sich abzeichnenden Mangels an Pflege- und Betreuungspersonal
Umschulungsmoglichkeiten und Zweitausbildungen fiir Pflegepersonal gefordert.
Bestehende Licken beim Personal wurden gegenwértig durch Fachkrafte aus dem
Ausland gedeckt. Fir Personen, welche nach einer langeren Familienpause den
beruflichen Wiedereinstieg suchen, sowie fur altere Menschen, die sich langsam dem
Pensionsalter nédhern oder es bereits erreichen, seien Umschulungsméglichkeiten und
Zweitausbildungen im Pflegewesen zu férdern und zu unterstiutzen. Solche
Ausbildungen seien zu erleichtern und steuerlich zu beglinstigen. In einer umfassenden
Antwort nahm der Bundesrat das Anliegen auf und verwies auf den ,Masterplan Bildung
Pflegeberufe™, welcher vom Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen und OdA Santé
(Dachorganisation der Arbeitswelt Gesundheit) 2010 erstellt worden war. Die
geforderten Beglnstigungen seien darin bereits angedacht. Zudem sei es im Rahmen
des revidierten Rahmenlehrplans Pflege HF seit Februar 2011 in verschiedenen
Kantonen maoglich, berufsbegleitende oder verklrzte Ausbildungen zu absolvieren. Im
Zusammenhang mit der steuerlichen Begunstigung von Aus- und Weiterbildungen
verwies die Regierung auf das Bundesgesetz Uber die steuerliche Behandlung der
berufsorientierten  Aus- und Weiterbildungskosten, welches sich in der
parlamentarischen Behandlung befand. Durch die zahlreichen Bestrebungen, welche
bereits ergriffen worden waren, sah der Bundesrat die Anliegen der Motion bereits
weitgehend als erflllt an und stellte deswegen den Antrag auf Ablehnung. Dagegen
stellte sich die erstberatende Kommission (WBK-NR) und beantragte dem Plenum mit 9
zu O Stimmen die Annahme des Geschéfts. In einer kurzen Debatte stellte sich die
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grosse Kammer gegen den Bundesrat und winkte das Geschaft mit 112 gegen 55 dank
einer geschlossenen Haltung von Links-Grun durch. Der Standerat wird das Geschaft
erst 2013 behandeln. ?

Bereits 2011 hatten diverse Mitteparteien mit einer CVP/EVP/glp-Fraktionsmotion auf
einen zu erwartenden Mangel an Pflege- und Betreuungspersonal reagiert. Mit
Umschulungsméglichkeiten und Zweitausbildungen fiir Pflegepersonal soll es
Personen, welche den beruflichen Wiedereinstieg suchen, erleichtert werden Fuss zu
fassen. Die vorberatende Kommission des Nationalrates und das Ratsplenum hatten das
Anliegen im Vorjahr gegen den Willen des Bundesrates angenommen. Im Marz des
Berichtsjahres beriet nun die kleine Kammer das Geschéaft. Deren SGK hatte sich
ebenfalls fur die Annahme ausgesprochen, weswegen keine gréssere Gegenwehr aus
dem Rat zu erwarten war. Neben der Kommissionssprecherin Haberli-Koller (cvp, TG)
setzte sich auch der ehemalige Zuger Gesundheitsdirektor, Stdnderat Eder (fdp, ZG) flr
die Motion ein. Trotz deutlichen Voten und den positiven Vorzeichen aus dem
Nationalrat setzte sich Bundesrat Schneider-Ammann aufgrund bereits bestehender
Bestrebungen nochmals gegen den Vorstoss ein. Mit 24 zu 3 Stimmen genoss die
Motion jedoch schliesslich auch im Standerat solide Unterstitzung. *

Zu dem am 20. Mai 2019 in Vernehmlassung gegebenen Vorentwurf der SGK-NR zum
indirekten Gegenvorschlag der Pflegeinitiative gingen bis zum 14. August 2019
insgesamt 152 Stellungnahmen ein. Wahrend die Vorlage von weiten Kreisen
grundsatzlich beflirwortet wurde, nahmen drei Kantone (SZ, ZG und ZH), die SVP,
Economiesuisse, Santésuisse und die Helsana eine ablehnende Haltung ein, die sie
unter anderem mit dem Foderalismus oder im Falle von Santésuisse mit einem
fehlenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf begriindeten.

Bezuglich der einzelnen Massnahmen, die von der Kommission vorgeschlagen worden
waren, zeigte sich, dass insbesondere die Beitrage der Kantone zu den
Ausbildungsleistungen der Spitédler, Pflegeheime wund Spitexorganisationen im
Allgemeinen sehr gut aufgenommen wurden - dies unter anderem von der GDK, 18
Kantonen, von allen Parteien (ausser der SVP), dem SGV, dem Centre Patronal, aber
auch von den Gewerkschaftsdachverbdanden, den  Leistungserbringenden,
Berufsverbanden und Bildungseinrichtungen sowie von Curafutura und drei der
Santésuisse angehorigen Versicherern.

Nicht unterstutzt wurden von der GDK und 14 Kantonen indes Beitrage fur
Auszubildende in der Krankenpflege an einer HF oder FH. Dabei stellte fir sie vor allem
die Verpflichtung der Kantone ein Problem dar; einer Kann-Formulierung wirden sie
jedoch zustimmen. Mit Ausnahme der FDP.Liberalen und der SVP beflrworteten neben
allen Parteien auch die Gewerkschaften, alle Leistungserbringende, Berufsverbénde
und Bildungsinstitutionen die Ausbildungsbeitrage. Gespalten zeigten sich die
Versicherer.

Ebenfalls umstritten war die Begrenzung der Gultigkeitsdauer des Gesetzes auf acht
Jahre. Wahrend die GDK, 17 Kantone wie auch vier Parteien, die Gewerkschaften, der
SGV und eine Mehrheit der Leistungserbringenden sich dagegen aussprachen, weil sie
eine zeitliche Limitierung nicht fur wirksam hielten, resp. der Ansicht waren, dass das
Problem des Fachkraftemangels innerhalb dieses Zeitrahmens nicht gelést werden
koénne, unterstutzten diejenigen Versicherer, die dem Gegenvorschlag positiv
gegenuberstanden, eine solche Begrenzung.

Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sprach sich far
eine  gesetzliche Verankerung von bestimmten Leistungen, welche die
Pflegefachpersonen selbststandig durchfihren dirfen, aus. Es wurden allerdings einige
Anderungsvorschlage angebracht. So war es der GDK und 17 Kantonen wichtig, dass
Pflegefachkréafte nicht nur in der Lage seien, die pflegerische Grundversorgung in
eigener Verantwortung durchzufiihren, sondern diese fir limitierte Zeitrdume selbst
auch delegieren zu koénnen. Curafutura, Swica und Visana beflrworteten die
Einrdumung der neuen Kompetenzen, forderten aber eine Vereinbarung der
Modalitaten zwischen den Versicherern und den Pflegeverbédnden. Die FDP.Die
Liberalen, die GLP und der SGV wollten, dass ein Zulassungsvertrag mit einem oder
mehreren Versicherern abgeschlossen werden musse. Gutgeheissen wurde die
Kompetenzerweiterung im Bereich der Grundpflege von der FMH, flir den Bereich der
psychiatrischen Grundpflege hingegen sprach sie sich dagegen aus.

Fur die beiden Dachverbande der Versicherer, Curafutura und Santésuisse, hatten
Leistungsauftrage, die verbindliche Regelungen Uber die zu erbringenden
Ausbildungsleistungen enthalten, im KVG keinen Platz. Bei den Kantonen war die
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Mehrzahl der Auffassung, dass sie selbst Uber diese Regelung verfligen kénnen sollten.
Leistungserbringende und Berufsverbédnde wlinschten sich eine Verknlpfung solcher
Leistungsauftrage mit den von den Kantonen erteilten Betriebsbewilligungen.

Was die EinfUhrung der Vertragsfreiheit von Pflegefachleuten betrifft, so stiess diese
bei den meisten Kantonen, den Gewerkschaften, Leistungserbringenden,
Berufsverbénden wie auch bei Curafutura und der Visana nicht auf offene Ohren. Wenn
es hingegen nach Santésuisse ginge, mussten, falls die Kompetenzen der
Pflegefachfrauen und -mannern erweitert wirden, der Vertragszwang gelockert oder
eine Einzelvereinbarung zwischen den Versicherern und den Pflegevertretern getroffen
werden.

Die Pflicht, einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen, fand abgesehen von den
Gewerkschaften, linksgrinen Parteien und Bildungsinstitutionen keine Unterstitzung. *

1) Presse vom 3.10. und 5.10.02.; Presse vom 3.10.02. ; Presse vom 4.7. und 31.7.02.
2) AB NR, 2012, 1777 f.

3) AB SR, 2013, S. 358 f

4) BBI 2019, S. 8015 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung
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